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Stellungnahme 

Regelungsentwurf zur Entfristung des Paketboten-Schutz-

Gesetzes 

I. Allgemeines zum Regelungsentwurf 

Der Bundesverband Paket und Expresslogistik (BPEX) hat sich nach der Einführung des 

Paketboten-Schutz-Gesetzes dafür eingesetzt, dass Unternehmen, die im Bereich der 

Kurier-, Express- und Paketdienste im Auftrag eines anderen Unternehmens Pakete 

befördern, eine Präqualifikation bei einer akkreditierten Stelle erlangen oder mindestens 

gleichwertigen Anforderungen durch interne Audits unterliegen. Diese Option ist im 

Vergleich zu den anderen gesetzlich vorgesehenen Möglichkeiten, die Haftung für die 

Handlungen von Nachunternehmen den handelnden Unternehmen zuzuordnen, die 

aufwändigste.  

 

Insofern ist die durchgeführte Evaluierung eine Bestätigung für die Anstrengungen der 

auftraggebenden Unternehmen in der Branche, die Förderung der Beitragsehrlichkeit und 

zur Sicherstellung des Zahlungsflusses in der Sozialversicherung zu unterstützen.  

 

Mit Blick auf die Bewährung der getroffenen Regelungen halten wir eine Entfristung der 

Regelungen für richtig.  

 

 

II. Einzelaspekte 

Administrative Umsetzung der Unbedenklichkeitsbescheinigungen 

In Bezug auf die administrative Umsetzung besteht noch Optimierungspotenzial, z. B. wäre 

bezüglich der Unbedenklichkeitsbescheinigungen (Krankenkassen-Bescheinigungen) eine 

Vereinheitlichung und Automatisierung des Verfahrens über die gesetzliche 

Krankenversicherung wünschenswert. 

 

Wir haben Kenntnis von den seit dem 1. Januar 2024 geltenden „Grundsätzen zur 

elektronischen Beantragung und Ausstellung von Unbedenklichkeitsbescheinigungen der 

Einzugsstellen nach § 108b SGB IV“, in denen es heißt: „Arbeitgeber, insbesondere 

Nachunternehmer oder die beauftragten Verleiher nach § 28e Absatz 3f Satz 1 SGB IV, 

haben die Unbedenklichkeitsbescheinigungen elektronisch bei den betroffenen 

Einzugsstellen mit einem einheitlichen Datensatz aus einem systemgeprüften 

Entgeltabrechnungsprogramm oder einer Ausfüllhilfe zu beantragen. Die Einzugsstellen 

melden die Unbedenklichkeitsbescheinigungen unverzüglich elektronisch an den 

antragstellenden Unternehmer zurück (§ 108b Satz 1 und 2 SGB IV).“ Dennoch haben wir 

auch die Information, dass die Arbeitgeber weiterhin Unbedenklichkeitsbescheinigungen 

wie gehabt im PDF-Format erhalten.  
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Parallelität von Verfahren  

Unklar ist uns das Verhältnis der entfristeten Regelungen des Paketboten-Schutz-Gesetzes 

zu den erwarteten Regelungen des Postrechtsmodernisierungsgesetzes (PostModG). Dieses 

enthält insbesondere im § 9 PostModG-Entwurf eine Reihe von Anforderungen an die 

Kontrolle von Anbietern von Postdienstleistungen, die sich stark mit den Anforderungen 

überschneiden, denen Unternehmen nach Paketboten-Schutz-Gesetz unterliegen, die im 

Auftrag anderer Unternehmen Paketsendungen befördern.  

 

Durch die Geltung beider Anforderungsquellen entsteht nach unserer Auffassung eine 

vermeidbare Bürokratielast. Zum Beispiel ist im PostModG-Entwurf vorgesehen, dass eine 

Prüfung der beauftragten Anbieter von Postdienstleistungen durch eine 

Konformitätsbewertungsstelle erfolgen kann. Derzeit führt die Zertifizierung Bau GmbH als 

akkreditierte Stelle die Präqualifizierungsverfahren nach dem Paketboten-Schutz-Gesetz 

durch. Sie ist nach unserem Wissen derzeit auch die einzige Stelle, die als 

Konformitätsbewertungsstelle entsprechend PostModG-Entwurf auftreten kann. Daher ist 

fraglich, inwieweit dann zwei Verfahren nebeneinander treten sollen. 

 

Aus unserer Sicht wäre es sehr zu begrüßen, wenn die Anforderungen beider gesetzlicher 

Grundlagen harmonisiert würden. 

 
 
 

Berlin, im Juni 2024 


